
       MUSTER   Vereinssatzung 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

1. Der Verein führt den Namen XXXXXX

und soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er den 

Zusatz "e.V."

2. Der Verein hat seinen sitz in  

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2  Zweck des Vereins

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des

     Abschnitts "Steuerbegünstigste Zwecke" der Abgabeordnung. 

2. Zweck des Vereins ist die Alltagsförderung in der Bundesrepublik Deutschland für

     politisch, rassistisch oder religös Verfolgten, für Flüchtlinge und Vertriebene. 

     nach der Genfer Flüchtlingskonvention. Insbesondere wenn die Person aus der 

     Russischen Förderation stammt oder unter dem Putin regime leiden musste. 

3. Der Verein unterstützt alles, was zur Information und Verbesserung des

    Verständnisses zwischen Deutschen und Russen dient.

4. Der Satzungszweck wird insbesondere durch folgende Tätigkeit verwirklicht:

      a. Unterstützung im Alltagsleben insbesondere bei Anträgen und Behördengänge

          von geflüchteten nach der Genfer Flüchtlingskonvention.

      b.  Durchführung von öffentlichkeitswirksamen Kampagnen und Aktionen

           sowie allgemeine Öffentlichkeitsarbeit mit dem Ziel die Bevölkerung 

           über Menschenrechtsthemen zu informieren sowie einen kulturellen Austausch 

           zu fördern.

     c.   Durchführungen von Bildungsreisen, Konferenzen und Diskussionsveranstaltungen.

Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.

Die Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder

auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten. Es darf keine 

Person durch Ausgaben, die dem Zwecl des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das 

Vermögen des Vereins an:

              ProAsyl e.V.

Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig.



§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Sowohl natürliche als auch juristische Personen können Mitglied des Vereins werden.

2. Die Mitgliedschaft muss schriftlich beantragt werden. Über deren Aufnahme entscheidet

der Vorstand. 

3. Der Austritt aus dem Verein ist für Mitglieder unter Einhaltung einer Frist zulässig.

Die Frist beträgt: 2 Monate.

4. Mitglieder, deren Verhalten in grober Weise gegen die Interessen des Vereins verstoßen,

können vom Verein ausgeschlossen werden. Über den Ausschluss der betroffenen

Mitglieder entscheidet der Vorstand.

5. Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitgliedes 

     oder bei nichtzahlung der Mitgliedsbeiträge.

§ 5 Mitgliedsbeiträge

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrags und 

dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt.

§ 6 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind:

1. die Mitgliederversammlung

2. der Vorstand

§ 7 Der Vorstand

1. Der Vorstand besteht aus:

dem Vorsitzenden

dem stellvertretenden Vorsitzenden 

2.  Der Vorstand ist berechtigt, für bestimmte Zwecke Ausschüsse einzusetzen. 

Der Vorstand kann verbindliche Ordnung erlassen. 

3. Gerichtlich und außergerichtlich wird der Verein durch jedes Vorstandsmitglied als 

Einzelvertretungsberechtigten vertreten. 

4. Die Mitglieder des Vorstandes werden für jeweils drei Jahre gewählt. Die Wiederwahl

ist zulässig. Die amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben im Amt bis ein neuer Vorstand

gewählt ist.

5. Die Mitglieder des Vorstandes haben einen Anspruch auf Aufwendungsersatz nach 

§27 Ans. 3 i.V.m. 670 BGB. Dieser Anspruch bezieht sich auf alle tatsächlichen Aufwendungen,

die ihnen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für den Verein entstanden sind. 



§8 Ehrenmitglieder 

Durch die Mitgliederversammlung können Personen, die sich um den Verein besonders

verdient gemacht haben, mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten zu 

Ehrenmitgliedern ernannt werden. Die Ehrenmitgliedschaft kann nur durch Widerruf durch

die Mitgliederversammlung mit Einstimmigkeit aberkannt werden. Sie besitzen Stimmrecht

und sind von der Entrichtung von Beiträgen befreit. 

§9 Mitgliederversammlung 

1. Die außerordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt.

Des Weiteren muss eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen werden,

wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn mindestens 1/10 der Mitglieder

die Einberufung schriftlich unter Angaben des Zwecks und der Gründe verlangt. 

2. Mitgliedsversammlungen werden vom Vorstand schriftlich oder in Textform per E-Mail

unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Einladungsfrist zu jeder 

Mitgliederversammlung beträgt: 2 Wochen.

3. Der Vorstand kann beschließen, dass die Mitgliedsversammlung im virtuellen Raum,

ohne Anwesenheit der Mitglieder am Versammlungsort stattfindet (Online -

Mitgliederversammlung). Die Mitglieder können an deser Versammlung im Wege der 

elektronischen Kommunikation teilnehmen und auf diesem Wege ihre Mitgliederrechte

ausüben.

4. Bei der Online-Mitgliederversammlung hat der Vorstand sicherzustellen, dass durch 

entsprechende Zugangsbeschränkungen nur Vereinsmitglieder teilnehmen können und

dass die teilnehmenden Vereinsmitglieder identifizierbar sind.

5. Versammlungsleiter ist der erste Vorsitzende. Falls der erste Vorsitzende verhindert

sein sollte, ist der zweite Vorsitzende Versammlungsleiter. Sollten beide nicht anwesend

sein, wird ein Versammlungsleiter von der Mitgliederversammlung gewählt.

6. Jede Mitgliederversammlung, die ordentlich einberufen wurde,

ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der tatsächlichen erschienen Mitglieder beschlussfähig.

7. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Jede Änderung der Satzung oder des 

Verenszwecks benötigt eine Mehrheit von 1/4 der abgegeben gültigen Stimmen. 

8. Es wird mit einfacher Mehrheit ein Schriftührer für die Mitgliederversammlung gewählt.

9. Weiterhin ist über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ein Protokoll 

auszunehmen. Das Protokoll ist vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer 

zu unterschreiben. 

10. Anträge können gestellt werden von:

a) jedem erwachsenen Mitglied

b) vom Vorstand 

11. Anträge müssen 2 Wochen vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand eingehen. 

Sollte der Antrag später eingehen, darf dieser nur berücksichtigt werden, wenn die 

Dringlichkeit mit 2/3 bejaht wird. Das Gleiche gilt für Satzungsänderungen.

§ 10 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer 2/3 

Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung 



nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der 

stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die 

vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus 

einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.

Die vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom XX errichtet.


















